
 

 

Texzgegenüberstellung 
geltende Fassung vorgeschlagene Fassung 

§ 2. (1) Lehrberechtigte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind nach 
Maßgabe der Abs. 2 bis 5 natürliche und juristische Personen sowie 
Personengesellschaften des Handelsrechtes, bei denen Lehrlinge (§ 1) auf Grund 
eines Lehrvertrages (§ 12) zur Erlernung eines in der Lehrberufsliste (§ 7) 
angeführten Lehrberufes fachlich ausgebildet und im Rahmen dieser Ausbildung 
verwendet (§ 9) werden. 

§ 2. (1) Lehrberechtigte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind nach Maßgabe 
der Abs. 2 bis 5 natürliche und juristische Personen „sowie offene Gesellschaften 
und Kommanditgesellschaften”, bei denen Lehrlinge (§ 1) auf Grund eines 
Lehrvertrages (§ 12) zur Erlernung eines in der Lehrberufsliste (§ 7) angeführten 
Lehrberufes fachlich ausgebildet und im Rahmen dieser Ausbildung verwendet 
(§ 9) werden. 

(4) Die für den Gewerbeinhaber einschließlich des Fortbetriebsberechtigten 
(§ 41 der Gewerbeordnung 1994) geltenden Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes finden auf den gewerberechtlichen Geschäftsführer (§ 39 der 
Gewerbeordnung 1994), den gewerberechtlichen Pächter (§ 40 der 
Gewerbeordnung 1994) und den Filialgeschäftsführer (§ 47 der 
Gewerbeordnung 1994) sinngemäß Anwendung.

(4) Die für den Gewerbeinhaber einschließlich des Fortbetriebsberechtigten 
(§ 41 der Gewerbeordnung 1994) geltenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
finden auf den gewerberechtlichen Geschäftsführer (§ 39 der 
Gewerbeordnung 1994) und den Filialgeschäftsführer (§ 47 der 
Gewerbeordnung 1994) sinngemäß Anwendung. 

(5) Das Ausbilden von Lehrlingen in einem in der Lehrberufsliste 
angeführten Lehrberuf ist ferner zulässig 
 c) durch die Österreichischen Bundesforste, die Österreichischen Salinen, 

die Post- und Telegraphenverwaltung, die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen, die Sozialversicherungsträger, die Bauarbeiter-
Urlaubskasse und die gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 

 e) in Verwaltungsstellen der Gebietskörperschaften und in Instituten und 
Kliniken von Universitäten, Kunsthochschulen und der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften oder …

(5) Das Ausbilden von Lehrlingen in einem in der Lehrberufsliste angeführten 
Lehrberuf ist ferner zulässig 
 c) durch die Österreichischen Bundesforste, die Österreichischen Salinen, die 

Post- und Telegraphenverwaltung, die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen, die Sozialversicherungsträger, die Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse und die gesetzlichen beruflichen 
Interessenvertretungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 

 e) in Verwaltungsstellen der Gebietskörperschaften und in Instituten und 
Kliniken von Universitäten, Universitäten der Künste und der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften oder …

§ 3. (1) Der Lehrberechtigte hat mit der Ausbildung von Lehrlingen andere 
Personen (Ausbilder) zu betrauen, die die Anforderungen des § 2 Abs. 2 lit. b 
und c erfüllen und in der Lage sind, sich im Lehrbetrieb (in der 
Ausbildungsstätte) entsprechend zu betätigen, sofern 
 1. der Lehrberechtigte eine juristische Person, eine Personengesellschaft 

des Handelsrechts, eine eingetragene Erwerbsgesellschaft oder eine 
natürliche Person, die zur Gewerbeausübung einen Geschäftsführer zu 
bestellen hat (§ 16 GewO 1994) und selbst nicht die Fachkenntnisse für 
die Ausbildung von Lehrlingen gemäß § 2 Abs. 2 lit. c nachweisen 
kann, ist, …

§ 3. (1) Der Lehrberechtigte hat mit der Ausbildung von Lehrlingen andere 
Personen (Ausbilder) zu betrauen, die die Anforderungen des § 2 Abs. 2 lit. b und c 
erfüllen und in der Lage sind, sich im Lehrbetrieb (in der Ausbildungsstätte) 
entsprechend zu betätigen, sofern 
 1. der Lehrberechtigte eine juristische Person, eine offene Gesellschaft, eine 

Kommanditgesellschaft, eine eingetragene Erwerbsgesellschaft oder eine 
natürliche Person, die zur Gewerbeausübung einen Geschäftsführer zu 
bestellen hat (§ 16 GewO 1994) und selbst nicht die Fachkenntnisse für die 
Ausbildung von Lehrlingen gemäß § 2 Abs. 2 lit. c nachweisen kann, ist, 
… 
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(13) Die Lehrlingsstelle hat auf Antrag des Lehrberechtigten die 
Lehrlingshöchstzahl gemäß Abs. 5 oder die entsprechende gemäß Abs. 12 in 
einer Ausbildungsordnung festgesetzte Lehrlingshöchstzahl bis zu 30 Prozent, 
mindestens jedoch um einen Lehrling durch Bescheid zu erhöhen, wenn nach 
den gegebenen Verhältnissen des betreffenden Einzelfalles eine sachgemäße 
Ausbildung bei der erhöhten Lehrlingszahl zu erwarten ist, dies in einem 
Gutachten des Landes-Berufsausbildungsbeirates festgestellt wird und ansonsten 
die Ausbildung von Lehrstellenbewerbern in dem betreffenden Lehrberuf nicht 
gewährleistet ist. Die Lehrlingsstelle hat unverzüglich ein Gutachten des Landes-
Berufsausbildungsbeirates einzuholen; dieser hat das Gutachten innerhalb von 
drei Wochen zu erstatten. Die Lehrlingsstelle hat innerhalb von vier Wochen 
nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. Der Antrag ist jedenfalls 
abzuweisen, wenn unter Nichtbeachtung der Verhältniszahl gemäß Abs. 5 oder 
der gemäß Abs. 12 festgesetzten Lehrlingshöchstzahl ein Lehrling bereits 
aufgenommen wurde. Bei Wegfall einer der im ersten Satz angeführten 
Voraussetzungen ist die Erhöhung der Lehrlingshöchstzahl zu widerrufen. 
Gegen auf Grund dieses Absatzes getroffene Entscheidungen der Lehrlingsstelle 
ist eine Berufung nicht zulässig. 

(14) Wenn der Lehrlingsstelle Umstände bekannt werden, die die 
sachgemäße Ausbildung bei einem Lehrberechtigten in Frage stellen, hat sie eine 
entsprechende Überprüfung einzuleiten, ob durch eine Herabsetzung der gemäß 
Abs. 5 oder der entsprechenden gemäß Abs. 12 in einer Ausbildungsordnung 
festgesetzten Lehrlingshöchstzahl eine sachgemäße Ausbildung aufrechterhalten 
werden kann. Die Lehrlingsstelle hat hiezu ein Gutachten des Landes-
Berufsausbildungsbeirates einzuholen; dieser hat das Gutachten innerhalb von 
vier Wochen zu erstatten. Wird auf Grund des Gutachtens des Landes-
Berufsausbildungsbeirates festgestellt, dass durch eine solche Maßnahme eine 
sachgemäße Ausbildung bei dem Lehrberechtigten aufrechterhalten werden 
kann, so hat die Lehrlingsstelle durch Bescheid die Lehrlingshöchstzahl gemäß 
Abs. 5 oder die gemäß Abs. 12 in einer Ausbildungsordnung festgesetzte 
Lehrlingshöchstzahl entsprechend zu verringern. Durch diese Verringerung der 
Lehrlingshöchstzahl werden bestehende Lehrverhältnisse nicht berührt. Sind die 
Voraussetzungen für die Verringerungen weggefallen, so hat die Lehrlingsstelle 
diese Maßnahme zu widerrufen. Gegen auf Grund dieses Absatzes getroffene 
Entscheidungen der Lehrlingsstelle ist eine Berufung nicht zulässig.

(13) Die Lehrlingsstelle hat auf Antrag des Lehrberechtigten die 
Lehrlingshöchstzahl gemäß Abs. 5 oder die entsprechende gemäß Abs. 12 in einer 
Ausbildungsordnung festgesetzte Lehrlingshöchstzahl bis zu 30 Prozent, 
mindestens jedoch um einen Lehrling durch Bescheid zu erhöhen, wenn nach den 
gegebenen Verhältnissen des betreffenden Einzelfalles eine sachgemäße 
Ausbildung bei der erhöhten Lehrlingszahl zu erwarten ist, dies in einer 
Stellungnahme des Landes-Berufsausbildungsbeirates festgestellt wird und 
ansonsten die Ausbildung von Lehrstellenbewerbern in dem betreffenden Lehrberuf 
nicht gewährleistet ist. Die Lehrlingsstelle hat unverzüglich eine Stellungnahme 
des Landes-Berufsausbildungsbeirates einzuholen; dieser hat die Stellungnahme 
innerhalb von drei Wochen zu erstatten. Die Lehrlingsstelle hat innerhalb von vier 
Wochen nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. Der Antrag ist jedenfalls 
abzuweisen, wenn unter Nichtbeachtung der Verhältniszahl gemäß Abs. 5 oder der 
gemäß Abs. 12 festgesetzten Lehrlingshöchstzahl ein Lehrling bereits 
aufgenommen wurde. Bei Wegfall einer der im ersten Satz angeführten 
Voraussetzungen ist die Erhöhung der Lehrlingshöchstzahl zu widerrufen. Gegen 
auf Grund dieses Absatzes getroffene Entscheidungen der Lehrlingsstelle ist eine 
Berufung nicht zulässig. 

(14) Wenn der Lehrlingsstelle Umstände bekannt werden, die die sachgemäße 
Ausbildung bei einem Lehrberechtigten in Frage stellen, hat sie eine entsprechende 
Überprüfung einzuleiten, ob durch eine Herabsetzung der gemäß Abs. 5 oder der 
entsprechenden gemäß Abs. 12 in einer Ausbildungsordnung festgesetzten 
Lehrlingshöchstzahl eine sachgemäße Ausbildung aufrechterhalten werden kann. 
Die Lehrlingsstelle hat hiezu eine Stellungnahme des Landes-
Berufsausbildungsbeirates einzuholen; dieser hat die Stellungnahme innerhalb von 
vier Wochen zu erstatten. Wird auf Grund der Stellungnahme des Landes-
Berufsausbildungsbeirates festgestellt, dass durch eine solche Maßnahme eine 
sachgemäße Ausbildung bei dem Lehrberechtigten aufrechterhalten werden kann, 
so hat die Lehrlingsstelle durch Bescheid die Lehrlingshöchstzahl gemäß Abs. 5 
oder die gemäß Abs. 12 in einer Ausbildungsordnung festgesetzte 
Lehrlingshöchstzahl entsprechend zu verringern. Durch diese Verringerung der 
Lehrlingshöchstzahl werden bestehende Lehrverhältnisse nicht berührt. Sind die 
Voraussetzungen für die Verringerungen weggefallen, so hat die Lehrlingsstelle 
diese Maßnahme zu widerrufen. Gegen auf Grund dieses Absatzes getroffene 
Entscheidungen der Lehrlingsstelle ist eine Berufung nicht zulässig.

§ 8b. (5) Die Lehrlingsstelle darf einen Lehrvertrag gemäß Abs. 1 oder 
einen Ausbildungsvertrag gemäß Abs. 2 nur eintragen, wenn auf die betreffende 

§ 8b. (5) Die Lehrlingsstelle darf einen Lehrvertrag gemäß Abs. 1 oder einen 
Ausbildungsvertrag gemäß Abs. 2 nur eintragen, wenn auf die betreffende Person 
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Person eine der Voraussetzungen gemäß Abs. 4 Z 1 bis 4 zutrifft und wenn das 
Arbeitsmarktservice diese Person nicht in ein Lehrverhältnis als Lehrling gemäß 
§ 1 vermitteln konnte. 

eine der Voraussetzungen gemäß Abs. 4 Z 1 bis 4 zutrifft und wenn das 
Arbeitsmarktservice diese Person nicht in ein Lehrverhältnis als Lehrling gemäß 
§ 1 vermitteln konnte. Bei einem Wechsel in eine andere Ausbildungsform gemäß 
Abs. 11 ist kein Vermittlungsversuch durch das Arbeitsmarktservice erforderlich. 

(6) Das Ausbildungsverhältnis im Rahmen einer integrativen 
Berufsausbildung ist durch die Berufsausbildungsassistenz zu begleiten und zu 
unterstützen. Die Berufsausbildungsassistenz hat im Zuge ihrer 
Unterstützungstätigkeit sozialpädagogische, psychologische und didaktische 
Probleme von Personen, die ihnen im Rahmen der integrativen Berufsausbildung 
anvertraut sind, mit Vertretern von Lehrbetrieben, besonderen selbständigen 
Ausbildungseinrichtungen und Berufsschulen zu erörtern, um zur Lösung dieser 
Probleme beizutragen. Die Berufsausbildungsassistenz hat vor Beginn der 
integrativen Berufsausbildung gemeinsam mit den dafür in Frage kommenden 
Personen bzw. den Erziehungsberechtigten und den Lehrbetrieben oder den 
besonderen selbständigen Ausbildungseinrichtungen und unter Einbeziehung der 
Schulbehörde erster Instanz und des Schulerhalters die Ziele der integrativen 
Berufsausbildung festzulegen. Sie hat zusammen mit einem Experten des 
betreffenden Berufsbereiches die Abschlussprüfung zum Abschluss der 
Ausbildung gemäß Abs. 2 durchzuführen. Die Berufsausbildungsassistenz hat 
bei einem Ausbildungswechsel das Einvernehmen mit den genannten, an der 
integrativen Berufsausbildung Beteiligten herzustellen und diesbezüglich 
besondere Beratungen durchzuführen. 

(6) Das Ausbildungsverhältnis im Rahmen einer integrativen 
Berufsausbildung ist durch die Berufsausbildungsassistenz zu begleiten und zu 
unterstützen. Die Berufsausbildungsassistenz hat im Zuge ihrer 
Unterstützungstätigkeit sozialpädagogische, psychologische und didaktische 
Probleme von Personen, die ihnen im Rahmen der integrativen Berufsausbildung 
anvertraut sind, mit Lehrberechtigten oder deren Ausbildungsverantwortlichen, 
Ausbildungseinrichtungen und Berufsschulen zu erörtern, um zur Lösung dieser 
Probleme beizutragen. Die Berufsausbildungsassistenz hat vor Beginn der 
integrativen Berufsausbildung gemeinsam mit den dafür in Frage kommenden 
Personen bzw. den Erziehungsberechtigten und den Lehrberechtigten bzw. 
Ausbildungsverantwortlichen oder den Ausbildungseinrichtungen und unter 
Einbeziehung der Berufsschule sowie im Fall der voraussichtlichen Notwendigkeit 
von baulichen Maßnahmen auch des Schulerhaltes die Ziele der integrativen 
Berufsausbildung festzulegen und bei der Abschlussprüfung gemäß Abs. 10 
mitzuwirken. 

(8) Die Festlegung der Ausbildungsinhalte, des Ausbildungszieles und der 
Zeitdauer im Rahmen der integrativen Ausbildung hat durch die 
Vertragsparteien gemeinsam mit der Berufsausbildungsassistenz unter 
Einbeziehung der Schulbehörde erster Instanz und des Schulerhalters zu 
erfolgen. Dabei sind auch pädagogische Begleitmaßnahmen bzw. die Form der 
Einbindung in den Berufsschulunterricht unter Berücksichtigung der 
persönlichen Fähigkeiten und Bedürfnisse der die integrative Berufsausbildung 
anstrebenden Person festzulegen. 

(8) Die Festlegung der Ausbildungsinhalte, des Ausbildungszieles und der 
Zeitdauer im Rahmen der integrativen Ausbildung hat durch die Vertragsparteien 
gemeinsam mit der Berufsausbildungsassistenz unter Einbeziehung der 
Berufsschule, in der die Einschulung des Jugendlichen voraussichtlich stattfinden 
wird, sowie im Fall der voraussichtlichen Notwendigkeit von baulichen 
Maßnahmen auch des Schulerhaltes zu erfolgen. Dabei sind auch pädagogische 
Begleitmaßnahmen bzw. die Form der Einbindung in den Berufsschulunterricht 
unter Berücksichtigung der persönlichen Fähigkeiten und Bedürfnisse der 
integrativen Berufsausbildung anstrebenden Person festzulegen. Die Festlegung 
einer Reduktion der regulären täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit ist bei 
Ausbildungsverhältnissen gemäß Abs. 2 bei Vorliegen gesundheitlicher Gründe um 
bis zur Hälfte der regulären Ausbildungszeit zulässig. Die Lehrlingsstelle hat vor 
Eintragung des Ausbildungsvertrages eine Stellungnahme des Landes-
Berufsausbildungsbeirates einzuholen. Dieser hat bei der Stellungnahme 
vorliegende ärztliche Gutachaten oder sonstige ärztliche Unterlagen zu 
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berücksichtigen. 

(10) Zur Feststellung der in einer Ausbildung gemäß Abs. 2 erworbenen 
Qualifikationen kann innerhalb der letzten zwölf Wochen der Ausbildung auch 
eine Abschlussprüfung im Lehrbetrieb oder in einer sonst geeigneten 
Einrichtung durchgeführt werden. Diese ist durch einen von der Lehrlingsstelle 
im Einvernehmen mit dem Landes-Berufsausbildungsbeirat zu nominierenden 
Experten des betreffenden Berufsbereiches und ein Mitglied der 
Berufsausbildungsassistenz durchzuführen. Anhand der vom Ausbildungsvertrag 
umfassten Vereinbarung über die Ausbildungsinhalte und Ausbildungsziele ist 
bei der Abschlussprüfung festzustellen, welcher Ausbildungsstand erreicht und 
welche Fertigkeiten und Kenntnisse erworben wurden. Die Lehrlingsstelle hat 
darüber ein Abschlussprüfungszeugnis auszustellen. Gegebenenfalls hat die 
Lehrlingsstelle im Abschlussprüfungszeugnis zu bestätigen, dass wesentliche 
Teile eines Lehrberufes erlernt wurden. Der nähere Ablauf der 
Abschlussprüfung und der Gestaltung des Abschlussprüfungszeugnisses ist 
entsprechend den Erfordernissen des jeweiligen Berufsbereiches von der 
Lehrlingsstelle im Einvernehmen mit dem Landes-Berufsausbildungsbeirat 
festzulegen. Die für die Lehrabschlussprüfung geltenden Bestimmungen 
betreffend Prüfungstaxe und Prüferentschädigung sind unter Berücksichtigung 
des verminderten Aufwandes auf die Abschlussprüfung sinngemäß anzuwenden.

(10) Die Feststellung der in einer Ausbildung gemäß Abs. 2 erworbenen 
Qualifikationen erfolgt durch eine Abschlussprüfung, die innerhalb der letzten 
zwölf Wochen der Ausbildung im Lehrbetrieb oder in einer sonst geeigneten 
Einrichtung stattfindet. Die Abschlussprüfung ist durch einen von der 
Lehrlingsstelle im Einvernehmen mit dem Landes-Berufsausbildungsbeirat zu 
nominierenden Experten des betreffenden Berufsbereiches und ein Mitglied der 
Berufsausbildungsassistenz durchzuführen. Dabei ist anhand der vereinbarten 
Ausbildungsinhalte und Ausbildungsziele festzustellen, welcher Ausbildungsstand 
erreicht und welche Fertigkeiten und Kenntnisse erworben wurden. Die 
Lehrlingsstelle hat im Einvernehmen mit dem Landes-Berufsausbildungsbeirat den 
Ablauf der Abschlussprüfungen und die Gestaltung der jeweiligen 
Abschlusszeugnisse entsprechend den Erfordernissen des jeweiligen 
Berufsbereiches festzulegen. Im Abschlusszeugnis sind die festgestellten 
Fertigkeiten und Kenntnisse zu dokumentieren. Die für die Lehrabschlussprüfung 
geltenden Bestimmungen betreffend Prüfungstaxe und Prüferentschädigung sind 
anzuwenden. 

(11) Bei einer Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß § 1, bei einer 
Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß Abs. 1 oder bei einer Ausbildung gemäß 
Abs. 2 ist ein Wechsel in eine jeweils andere dieser Ausbildungen im 
Zusammenhang mit einer Vereinbarung zwischen dem Lehrberechtigten und 
dem Lehrling und im Einvernehmen mit der Berufsausbildungsassistenz sowie 
unter Einbeziehung der Schulbehörde erster Instanz möglich. Der Wechsel der 
Ausbildung hat durch den Abschluss eines neuen Lehrvertrages bzw. eines 
neuen Ausbildungsvertrages zu erfolgen. Der Wechsel von einer Ausbildung in 
einem Lehrberuf gemäß § 1 zu einer Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß 
Abs. 1 und umgekehrt kann auch durch Änderung des Lehrvertrages erfolgen. 

(11) Bei einer Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß § 1, bei einer 
Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß Abs. 1 oder bei einer Ausbildung gemäß 
Abs. 2 ist ein Wechsel in eine jeweils andere dieser Ausbildungen im 
Zusammenhang mit einer Vereinbarung zwischen dem Lehrberechtigten und dem 
Lehrling und im Einvernehmen mit der Berufsausbildungsassistenz sowie unter 
Einbeziehung der Schulbehörde erster Instanz möglich. Der Wechsel der 
Ausbildung hat durch den Abschluss eines neuen Lehrvertrages bzw. eines neuen 
Ausbildungsvertrages zu erfolgen. Der Wechsel von einer Ausbildung in einem 
Lehrberuf gemäß § 1 zu einer Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß Abs. 1 und 
umgekehrt kann auch durch Änderung des Lehrvertrages erfolgen. Bei einem 
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Bei einem Wechsel der Ausbildung sind im Einvernehmen mit der 
Berufsausbildungsassistenz die in der Folge noch erforderlichen 
Ausbildungsinhalte und die noch erforderliche Ausbildungsdauer festzulegen. 
Die Probezeit beginnt bei einem Wechsel der Ausbildung im selben 
Ausbildungsbetrieb bzw. derselben Ausbildungseinrichtung nicht von neuem zu 
laufen. 

Wechsel der Ausbildung sind im Einvernehmen mit der Berufsausbildungsassistenz 
die in der Folge noch erforderlichen Ausbildungsinhalte und die noch erforderliche 
Ausbildungsdauer festzulegen. Die Probezeit beginnt bei einem Wechsel der 
Ausbildung im selben Ausbildungsbetrieb bzw. derselben Ausbildungseinrichtung 
nicht von neuem zu laufen. Bei einem Wechsel von einer Ausbildung in einem 
Lehrberuf gemäß § 1 in eine Ausbildung in einem Lehrberuf gemäß Abs. 1 oder in 
eine Ausbildung gemäß Abs. 2 wird das Zutreffen der Voraussetzung gemäß Abs. 4 
Z 4 durch die Berufsausbildungsassistenz mit der Maßgabe, dass die von der 
betreffenden Person begonnene Lehre in der regulären Form voraussichtlich nicht 
erfolgreich abgeschlossen werden kann, bestätigt.

(22) … 
(13) …

(13) … 
(14) … 

 
(14) Das Ausbilden von Personen in einer integrativen Berufsausbildung 

gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 in Ausbildungseinrichtungen, die weder von einem 
Lehrberechtigten geführt werden noch im § 29 angeführte Anstalten sind, bedarf 
einer Bewilligung. 

(15) Die Bewilligung gemäß Abs. 14 ist vom Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit zu erteilen, wenn 
 a) die Organisation und Ausstattung der Ausbildungseinrichtung im 

Falle einer Ausbildung gemäß Abs. 1 die Vermittlung aller für die 
praktische Erlernung des betreffenden Lehrberufes nötigen 
Fertigkeiten und Kenntnisse und im Falle einer Ausbildung gemäß 
Abs. 2 die Vermittlung der betreffenden Teilqualifikationen 
ermöglicht, 

 b) für die erforderliche Anzahl von Personen, die die persönlichen 
Voraussetzungen für das Ausbilden von Lehrlingen besitzen, 
vorgesorgt ist, 

 c) die Gestaltung der Ausbildung im Falle des Abs. 1 im Wesentlichen 
dem Berufsbild des betreffenden Lehrberufes und das 
Ausbildungsziel den in der Prüfungsordnung dieses Lehrberufes 
gestellten Anforderungen entspricht und mit der Ablegung der 
Lehrabschlussprüfung abgeschlossen wird sowie im Falle des Abs. 2 
der Vermittlung der betreffenden Teilqualifikationen entspricht und 

 d) glaubhaft gemacht wird, dass die Führung der 
Ausbildungseinrichtung für mehrere Jahre mit einem hohen Grad der 

Überbetriebliche Integrative Berufsausbildung 
§ 8c. (1) Das Ausbilden von Personen in einer integrativen Berufsausbildung 

gemäß § 8b Abs. 1 oder Abs. 2 in Ausbildungseinrichtungen, die weder von einem 
Lehrberechtigten geführt werden noch im § 29 angeführte Anstalten sind, bedarf 
einer Bewilligung des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend, soweit 
nicht die Voraussetzungen des § 30b vorliegen. 

(2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn 
 1. die Organisation und Ausstattung der Ausbildungseinrichtung im Falle 

einer Ausbildung gemäß § 8b Abs. 1 unter Berücksichtigung einer 
allfälligen ergänzenden Ausbildung die Vermittlung aller für die praktische 
Erlernung des betreffenden Lehrberufes nötigen Fertigkeiten und 
Kenntnisse und im Falle einer Ausbildung gemäß § 8b Abs. 2 die 
Vermittlung der betreffenden Teilqualifikationen ermöglicht, 

 2. für die erforderliche Anzahl von Personen, die die persönlichen 
Voraussetzungen für das Ausbilden von Lehrlingen besitzen, vorgesorgt 
ist, 

 3. die Gestaltung der Ausbildung im Falle des § 8b Abs. 1 im Wesentlichen 
dem Berufsbild des betreffenden Lehrberufes und das Ausbildungsziel den 
in der Prüfungsordnung dieses Lehrberufes gestellten Anforderungen 
entspricht und mit der Ablegung der Lehrabschlussprüfung abgeschlossen 
wird sowie im Falle des § 8b Abs. 2 der Vermittlung der betreffenden 
Teilqualifikationen entspricht und 

 4. glaubhaft gemacht wird, dass die Führung der Ausbildungseinrichtung für 
die erforderliche Ausbildungsdauer mit einem hohen Grad der 
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Wahrscheinlichkeit sichergestellt ist. Wahrscheinlichkeit sichergestellt ist.
(3) Die Bewilligung kann mit Auflagen erteilt werden, insbesondere über 

 1. das Mindestausmaß der praktischen Ausbildung, 
 2. das Mindest- oder Höchstausmaß ergänzender Ausbildungen, 
 3. das Höchstausmaß betrieblicher Praktika, 
 4. die Vermittlung von Fertigkeiten und Kenntnissen zur Bewerbung und 
 5. die Verpflichtung zur Setzung gezielter Bemühungen zur Übernahme der 

auszubildenden Personen in ein betriebliches Lehrverhältnis gemäß den 
§§ 1 und 2 sowie § 8b Abs. 1 und Abs. 2.

(16) … gemäß Abs. 1 … gemäß Abs. 2 … 
(17) … der im Abs. 15 geforderten Voraussetzungen … 
(18) … Abs. 15 lit. a bis d … 
(19) … 
(20) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 12 gelten sinngemäß. 

 
(21) Auf die Inhaber einer Bewilligung gemäß Abs. 15, auf die dort in 

Ausbildung Stehenden und die Ausbildungsverhältnisse überhaupt, finden die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der §§ 17 und 18 mit der 
Maßgabe sinngemäß Anwendung, dass im Falle der Ausbildung gemäß Abs. 1 
kein Lehrvertrag abzuschließen ist und die Ausbildungsverhältnisse in 
Ausbildungen gemäß Abs. 1 und 2 bei der Lehrlingsstelle in Form einer Liste, 
die sämtliche im § 12 Abs. 3 geforderten Angaben enthalten muss, anzumelden 
sind. 

(4) … gemäß § 8b Abs. 1 … gemäß § 8b Abs. 2 … 
(5) … der im Abs. 2 geforderten Voraussetzungen 
(6) … Abs. 2 Z 1 bis 4 … 
(7) … 
(8) Soweit § 8c keine besondere Regelung enthält, sind die Bestimmungen des 

§ 8b anzuwenden. 
(9) Auf die Inhaber einer Bewilligung gemäß Abs. 1, auf die dort in 

Ausbildung Stehenden und die Ausbildungsverhältnisse überhaupt, finden die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der §§ 15a, 17, 17a und 18 
mit der Maßgabe Anwendung, dass im Falle der Ausbildung gemäß § 8b Abs. 1 
kein Lehrvertrag abzuschließen ist und die Ausbildungsverhältnisse in 
Ausbildungen gemäß § 8b Abs. 1 und 2 bei der Lehrlingsstelle in Form einer Liste, 
die sämtliche im § 12 Abs. 3 geforderten Angaben enthalten muss, anzumelden 
sind.

§ 13. (1a) Wird ein Lehrberuf in Zusammenhang mit einer anderen 
Ausbildung, deren gleichzeitige oder dazwischen erfolgende Absolvierung mit 
der Erreichung des Lehrzieles vereinbar ist, erlernt, so kann auf Antrag, der in 
Verbindung mit der Anmeldung oder der Abänderung des Lehrvertrages zu 
stellen ist, und nach Einholung eines binnen vier Wochen zu erstattenden 
Gutachtens des Landes-Berufsausbildungsbeirates im Lehrvertrag eine 
gegenüber der für den Lehrberuf festgesetzten Dauer der Lehrzeit (§ 7 Abs. 1 
lit. b) jeweils um bis zu 18 Monate längere Dauer des Lehrverhältnisses 
vereinbart werden. 

(2) Auf Grund einer im Zusammenhang mit der Eintragung eines späteren 
Lehrvertrages gemachten Mitteilung des Lehrberechtigten oder des Lehrlings, 

§ 13. (1a) Wird ein Lehrberuf in Zusammenhang mit einer anderen 
Ausbildung, deren gleichzeitige oder dazwischen erfolgende Absolvierung mit der 
Erreichung des Lehrzieles vereinbar ist, erlernt, so kann auf Antrag, der in 
Verbindung mit der Anmeldung oder der Abänderung des Lehrvertrages zu stellen 
ist, und nach Einholung einer binnen vier Wochen zu erstattenden Stellungnahme 
des Landes-Berufsausbildungsbeirates im Lehrvertrag eine gegenüber der für den 
Lehrberuf festgesetzten Dauer der Lehrzeit (§ 7 Abs. 1 lit. b) jeweils um bis zu 18 
Monate längere Dauer des Lehrverhältnisses vereinbart werden. 

(2) Auf Grund einer im Zusammenhang mit der Eintragung eines späteren 
Lehrvertrages gemachten Mitteilung des Lehrberechtigten oder des Lehrlings, für 
minderjährige Lehrlinge auch dessen gesetzlichen Vertreters, sind von der 
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für minderjährige Lehrlinge auch dessen gesetzlichen Vertreters, sind von der 
Lehrlingsstelle auf die für den Lehrberuf festgesetzte Dauer der Lehrzeit 
anzurechnen: 
 e) nach Einholung eines binnen vier Wochen zu erstattenden Gutachtens 

des Landes-Berufsausbildungsbeirates im Ausland zurückgelegte 
Lehrzeiten oder vergleichbare berufsorientierte Ausbildungszeiten, 
wenn ein Vergleich der ausländischen Rechtsvorschriften mit den 
Bestimmungen des österreichischen Rechtes, insbesondere auch mit den 
gemäß § 8 erlassenen Ausbildungsvorschriften und den schulrechtlichen 
Vorschriften betreffend die Berufsschule ergibt, dass die im Ausland 
zurückgelegte Ausbildung mit einer in Österreich zurückgelegten 
Lehrzeit in dem in Betracht kommenden Lehrberuf gleichgesetzt werden 
kann, 

 k) entsprechend einer Vereinbarung des Lehrberechtigten und des 
Lehrlings und nach Einholung eines Gutachtens des Landes-
Berufsausbildungsbeirates im Inland oder im Ausland zurückgelegte 
Zeiten beruflicher Praxis, von Anlerntätigkeiten, von Kursbesuch oder 
sonstige Zeiten des Erwerbs von beruflichen Fertigkeiten und 
Kenntnissen unter Bedachtnahme auf das in einer fachlich 
nahestehenden Beschäftigung Gelernte und dessen Verwertbarkeit für 
den Lehrberuf im Höchstausmaß von zwei Dritteln der für den 
Lehrberuf festgesetzten Dauer der Lehrzeit.

Lehrlingsstelle auf die für den Lehrberuf festgesetzte Dauer der Lehrzeit 
anzurechnen: 
 e) nach Einholung einer binnen vier Wochen zu erstattenden Stellungnahme 

des Landes-Berufsausbildungsbeirates im Ausland zurückgelegte 
Lehrzeiten oder vergleichbare berufsorientierte Ausbildungszeiten, wenn 
ein Vergleich der ausländischen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen 
des österreichischen Rechtes, insbesondere auch mit den gemäß § 8 
erlassenen Ausbildungsvorschriften und den schulrechtlichen Vorschriften 
betreffend die Berufsschule ergibt, dass die im Ausland zurückgelegte 
Ausbildung mit einer in Österreich zurückgelegten Lehrzeit in dem in 
Betracht kommenden Lehrberuf gleichgesetzt werden kann, 

 k) entsprechend einer Vereinbarung des Lehrberechtigten und des Lehrlings 
und nach Einholung einer Stellungnahme des Landes-
Berufsausbildungsbeirates im Inland oder im Ausland zurückgelegte 
Zeiten beruflicher Praxis, von Anlerntätigkeiten, von Kursbesuch oder 
sonstige Zeiten des Erwerbs von beruflichen Fertigkeiten und Kenntnissen 
unter Bedachtnahme auf das in einer fachlich nahestehenden 
Beschäftigung Gelernte und dessen Verwertbarkeit für den Lehrberuf im 
Höchstausmaß von zwei Dritteln der für den Lehrberuf festgesetzten Dauer 
der Lehrzeit. 

(5) Aus sachlich gerechtfertigten Gründen kann im Einzelfall durch 
Vereinbarung zwischen dem Lehrberechtigten und dem Lehrling, bei 
minderjährigen Lehrlingen auch dessen gesetzlichen Vertreter, die bei der 
Anmeldung des Lehrvertrages der Lehrlingsstelle vorzulegen ist, der gemäß § 28 
Abs. 2 festgelegte Lehrzeitersatz um nicht mehr als ein Jahr vermindert werden. 
Die Lehrlingsstelle hat vor der Eintragung eines derartigen Lehrvertrages ein 
binnen vier Wochen zu erstattendes Gutachten des Landes-
Berufsausbildungsbeirates einzuholen. In diesem Gutachten hat der Landes-
Berufsausbildungsbeirat die Interessen des Lehrlings, insbesondere im Hinblick 
auf die Erreichung des Lehrzieles, zu berücksichtigen. Eine Eintragung des 
Lehrvertrages unter Bedachtnahme auf eine derartige Vereinbarung kann nur 
dann erfolgen, wenn das Gutachten des Landes-Berufsausbildungsbeirates die 
sachliche Rechtfertigung der Vereinbarung sowie das Ausmaß der 
Lehrzeitverkürzung feststellt. 

(5) Aus sachlich gerechtfertigten Gründen kann im Einzelfall durch 
Vereinbarung zwischen dem Lehrberechtigten und dem Lehrling, bei 
minderjährigen Lehrlingen auch dessen gesetzlichen Vertreter, die bei der 
Anmeldung des Lehrvertrages der Lehrlingsstelle vorzulegen ist, der gemäß § 28 
Abs. 2 festgelegte Lehrzeitersatz um nicht mehr als ein Jahr vermindert werden. 
Die Lehrlingsstelle hat vor der Eintragung eines derartigen Lehrvertrages eine 
binnen vier Wochen zu erstattende Stellungnahme des Landes-
Berufsausbildungsbeirates einzuholen. In dieser Stellungnahme hat der Landes-
Berufsausbildungsbeirat die Interessen des Lehrlings, insbesondere im Hinblick auf 
die Erreichung des Lehrzieles, zu berücksichtigen. Eine Eintragung des 
Lehrvertrages unter Bedachtnahme auf eine derartige Vereinbarung kann nur dann 
erfolgen, wenn die Stellungnahme des Landes-Berufsausbildungsbeirates die 
sachliche Rechtfertigung der Vereinbarung sowie das Ausmaß der 
Lehrzeitverkürzung feststellt.

§ 15a. (8) Auf die außerordentliche Auflösung durch den Lehrberechtigten § 15a. (8) Auf die außerordentliche Auflösung durch den Lehrberechtigten ist 
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ist der besondere Kündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. 
Nr. 221, dem Väter-Karenzgesetz, BGBl. Nr. 651/1989, dem Arbeitsplatz-
Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683, und für Mitglieder des 
Jugendvertrauensrates oder Betriebsrates nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, 
BGBl. Nr. 22/1974, anzuwenden. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Erklärung 
der Auflösung.

der besondere Kündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. 
Nr. 221, dem Väter-Karenzgesetz, BGBl. Nr. 651/1989, dem Arbeitsplatz-
Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683, dem Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. 
Nr. 22/1979, und für Mitglieder des Jugendvertrauensrates oder Betriebsrates nach 
dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, anzuwenden. Maßgeblich ist 
der Zeitpunkt der Erklärung der Auflösung.

§ 19. (4a) Hinsichtlich der Aufgaben gemäß Abs. 3 und Abs. 4 haben die 
Lehrlingsstellen einhelligen Anregungen, Gutachten und Vorschlägen des 
Landes-Berufsausbildungsbeirates nach Möglichkeit Rechnung zu tragen.

§ 19. (4a) Hinsichtlich der Aufgaben gemäß Abs. 3 und Abs. 4 haben die 
Lehrlingsstellen einhelligen Anregungen, Stellungnahmen und Vorschlägen des 
Landes-Berufsausbildungsbeirates nach Möglichkeit Rechnung zu tragen.

§ 20. (7) Die vollzogene Eintragung sowie eine etwaige Anrechnung 
früherer Lehrzeiten oder eine etwaige auf die Lehrzeit anrechenbare 
schulmäßige Ausbildung oder sonst gemäß diesem Bundesgesetz anrechenbare 
Zeiten sind auf allen Ausfertigungen des Lehrvertrages zu beurkunden. Je eine 
Ausfertigung ist ohne unnötigen Aufschub dem Lehrberechtigten und dem 
Lehrling, für minderjährige Lehrlinge dem gesetzlichen Vertreter, zuzustellen. Je 
eine Ausfertigung oder Abschrift ist der zuständigen Kammer für Arbeiter und 
Angestellte zu übermitteln bzw. in der Lehrlingsstelle aufzubewahren. Bei 
vorhandenen kommunikationstechnischen Möglichkeiten kann anstelle der 
Übermittlung der Ausfertigung oder der Abschrift des Lehrvertrages eine 
Übermittlung der entsprechenden Daten an den Lehrberechtigten und auf Grund 
eines einvernehmlichen Gutachtens des Landes-Berufsausbildungsbeirates an 
den Lehrling sowie auf Grund einer entsprechenden Vereinbarung an die 
Kammer für Arbeiter und Angestellte auch in einer anderen geeigneten Form, 
insbesondere in elektronischer Form, erfolgen.

§ 20. (7) Die vollzogene Eintragung sowie eine etwaige Anrechnung früherer 
Lehrzeiten oder eine etwaige auf die Lehrzeit anrechenbare schulmäßige 
Ausbildung oder sonst gemäß diesem Bundesgesetz anrechenbare Zeiten sind auf 
allen Ausfertigungen des Lehrvertrages zu beurkunden. Je eine Ausfertigung ist 
ohne unnötigen Aufschub dem Lehrberechtigten und dem Lehrling, für 
minderjährige Lehrlinge dem gesetzlichen Vertreter, zuzustellen. Je eine 
Ausfertigung oder Abschrift ist der zuständigen Kammer für Arbeiter und 
Angestellte zu übermitteln bzw. in der Lehrlingsstelle aufzubewahren. Bei 
vorhandenen kommunikationstechnischen Möglichkeiten kann anstelle der 
Übermittlung der Ausfertigung oder der Abschrift des Lehrvertrages eine 
Übermittlung der entsprechenden Daten an den Lehrberechtigten und auf Grund 
einer einvernehmlichen Stellungnahme des Landes-Berufsausbildungsbeirates an 
den Lehrling sowie auf Grund einer entsprechenden Vereinbarung an die Kammer 
für Arbeiter und Angestellte auch in einer anderen geeigneten Form, insbesondere 
in elektronischer Form, erfolgen.

§ 24. (2) Weiters ist in der Prüfungsordnung unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der einzelnen Prüfungsgegenstände für den erlernten Beruf zu 
bestimmen, ob im Falle des Nichtbestehens der Lehrabschlußprüfung die 
Wiederholung der Prüfung auf die mit „nichtgenügend“ bewerteten 
Prüfungsgegenstände oder auf die praktische oder theoretische Prüfung zu 
beschränken ist; eine solche Beschränkung ist jedenfalls dann nicht vorzusehen, 
wenn mehr als drei Prüfungsgegenstände mit „nichtgenügend“ bewertet wurden.

§ 24. (2) Weiters kann in der Prüfungsordnung unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der einzelnen Prüfungsgegenstände für den erlernten Beruf bestimmt 
werden, ob im Fall des Nichtbestehens der Lehrabschlussprüfung die 
Wiederholung der Prüfung auf die mit „nichtgenügend“ bewerteten 
Prüfungsgegenstände oder auf die praktische oder theoretische Prüfung zu 
beschränken ist. 

§ 25. (5) Auf Grund der gemäß Abs. 4 ermittelten Noten hat die 
Prüfungskommission festzustellen, ob die Lehrabschlußprüfung mit 
Auszeichnung bestanden, bestanden oder nicht bestanden wurde. Die 
Lehrabschlußprüfung ist ... 

§ 25. (5) Auf Grund der gemäß Abs. 4 ermittelten Noten hat die 
Prüfungskommission festzustellen, ob die Lehrabschlussprüfung mit Auszeichnung 
bestanden, mit gutem Erfolg bestanden, bestanden oder nicht bestanden wurde. Die 
Lehrabschlussprüfung ist …

§ 26. (5) Auf Antrag des Prüflings hat die Lehrlingsstelle einen Lehrbrief in § 26. (5) Auf Antrag des Prüflings hat die Lehrlingsstelle einen Lehrbrief in 
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Form einer entsprechend gestalteten Urkunde auszustellen. In dem Lehrbrief ist 
die Beendigung des Lehrverhältnisses und die erfolgreiche Ablegung der 
Lehrabschlußprüfung in dem betreffenden Lehrberuf, im Falle der Bewertung 
der Prüfung mit Auszeichnung auch dies zu beurkunden.

Form einer Urkunde auszustellen. Darin sind die Beendigung des Lehrverhältnisses 
und die erfolgreiche Ablegung der Lehrabschlussprüfung in dem betreffenden 
Lehrberuf, im Falle der Bewertung der Prüfung mit Auszeichnung oder mit gutem 
Erfolg, auch dies zu beurkunden.

§ 27a. (1) … 
(2) Eine im Ausland erfolgreich abgelegte Prüfung, die durch Abs. 1 nicht 

erfaßt ist, ist auf Antrag desjenigen, der diese Prüfung abgelegt hat, vom 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten der entsprechenden 
Prüfung, die von diesem Bundesgesetz erfaßt ist, gleichzuhalten, wenn 
nachgewiesen wird, 
 a) dass die Berufsausbildung und die in der Prüfung nachgewiesenen 

Fertigkeiten und Kenntnisse in Zusammenhalt mit allenfalls bereits 
zurückgelegten facheinschlägigen Tätigkeiten in der Hinsicht 
gleichwertig sind, dass der Antragsteller in der Lage ist, die dem 
entsprechenden Lehrberuf eigentümlichen Tätigkeiten selbst 
fachgerecht auszuführen (Gleichwertigkeit) und 

 b) dass der betreffende ausländische Staat die österreichische Prüfung 
ebenfalls anerkennt (Gegenseitigkeit). 

(3) Das Erfordernis der Gegenseitigkeit entfällt, wenn die Prüfung im 
Ausland abgelegt wurde 
 a) von einem österreichischen Staatsbürger oder 
 b) von einer auf Grund von Staatsverträgen gleichgestellten Person oder 
 c) von einer Person, der die Erbringung dieses Nachweises unzumutbar ist 

und deren berufliches Fortkommen ohne Gleichhaltung wesentlich 
beeinträchtigt wäre. 

(4) Wenn die Gleichwertigkeit nicht nachgewiesen werden kann, jedoch 
glaubhaft gemacht wird, dass die im Ausland zurückgelegte Berufsausbildung in 
weiten Bereichen einer Ausbildung in einem Lehrverhältnis und die bei der 
Prüfung im Ausland nachgewiesenen Fertigkeiten und Kenntnisse in weiten 
Bereichen dem im § 21 Abs. 1 festgelegten Zweck einer Lehrabschlußprüfung 
nahekommen, ist vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten statt 
der Gleichhaltung die Zulassung zur Lehrabschlußprüfung auszusprechen und 
unter Bedachtnahme auf die berufspraktischen Erfordernisse gleichzeitig 
festzulegen, welche Gegenstände des praktischen Teils der Lehrabschlußprüfung 
abzulegen sind.

(1) … 
(2) Eine im Ausland erfolgreich abgelegte Prüfung, die durch Abs. 1 nicht erfasst 
ist, ist auf Antrag desjenigen, der diese Prüfung abgelegt hat, vom Bundesminister 
für Wirtschaft, Familie und Jugend der entsprechenden Prüfung, die von diesem 
Bundesgesetz erfasst ist, gleichzuhalten, wenn nachgewiesen wird, dass die 
Berufsausbildung und die in der Prüfung nachgewiesenen Fertigkeiten und 
Kenntnisse in Zusammenhalt mit allenfalls bereits zurückgelegten 
facheinschlägigen Tätigkeiten in der Hinsicht gleichwertig sind, dass der 
Antragsteller in der Lage ist, die dem entsprechenden Lehrberuf eigentümlichen 
Tätigkeiten selbst fachgerecht auszuführen (Gleichwertigkeit). 

(3) Wenn die Gleichwertigkeit nicht nachgewiesen werden kann, jedoch 
glaubhaft gemacht wird, dass die im Ausland zurückgelegte Berufsausbildung in 
weiten Bereichen einer Ausbildung in einem Lehrverhältnis und die bei der 
Prüfung im Ausland nachgewiesenen Fertigkeiten und Kenntnisse in weiten 
Bereichen dem im § 21 Abs. 1 festgelegten Zweck einer Lehrabschlußprüfung 
nahekommen, ist vom Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend statt der 
Gleichhaltung die Zulassung zur Lehrabschlußprüfung auszusprechen und unter 
Bedachtnahme auf die berufspraktischen Erfordernisse gleichzeitig festzulegen, 
welche Gegenstände des praktischen Teils der Lehrabschlußprüfung abzulegen 
sind. 
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§ 27c. (1) Die Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen gilt 
als Verhinderungszeitraum im Sinne des § 13 Abs. 3 und ist unter Anwendung 
dieser Bestimmung auf die Lehrzeit anzurechnen. § 9 Abs. 9 gilt sinngemäß. 

§ 27c. (1) Die Zeit der Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen 
ist von der Lehrlingsstelle bis zu vier Monate pro Lehrjahr auf die Lehrzeit 
anzurechnen. Dieser Zeitraum verringert sich um gemäß § 13 Abs. 3 bereits 
angerechnete Zeit. Angerechnete Zeiten der Teilnahme an internationalen 
Austauschprogrammen verringern die gemäß § 13 Abs. 3 anzurechnende Zeit. 

(2) Die Zeit der Teilnahme an internationalen Austauschprogrammen, bei 
welchen eine dem Berufsbild des jeweiligen Lehrberufs für die Ausbildung im 
entsprechenden Lehrjahr entsprechende Ausbildung absolviert wird, ist von der 
Lehrlingsstelle bis zu sechs Monate pro Lehrjahr auf die Lehrzeit anzurechnen. 
Dieser Zeitraum verringert sich nicht um bereits gemäß § 13 Abs. 3 angerechnete 
Zeit. Angerechnete Zeiten der Teilnahme an internationalen Austauschprogrammen 
verringern die gemäß § 13 Abs. 3 anzurechnende Zeit nicht. 

(3) Der Lehrberechtigte hat der Lehrlingsstelle ohne unnötigen Aufschub, 
spätestens jedoch binnen vier Wochen nach dem Abschluss die Teilnahme an 
einem internationalen Austauschprogramm gemäß Abs. 1 oder 2 anzuzeigen. 

(4) Teilnehmer an internationalen Ausbildungsprogrammen gemäß Abs. 1 
gelten als Lehrlinge im Sinne des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, im 
Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes, BGBl. Nr. 376/1967, im Sinne des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, im Sinne des Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetzes (IESG), BGBl. Nr. 324/1977 und im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes.

§ 28. (3) Einer Person, die das 16. Lebensjahr vollendet hat und 
 a) die eine von einer Verordnung gemäß Abs. 2 nicht oder hinsichtlich des 

Lehrberufes nicht erfaßte Schule besucht hat oder 
 b) auf die wegen des Schulerfolges die Bestimmungen einer solchen 

Verordnung nicht Anwendung finden, 
ist auf Antrag, der in Verbindung mit der Anmeldung des Lehrvertrages 

oder einer Abänderung desselben zu stellen ist, die schulmäßige berufsorientierte 
Ausbildung auf die festgesetzte Lehrzeit anzurechnen. Im Falle der lit. a ist die 
Schulzeit auf die festgesetzte Lehrzeit eines facheinschlägigen Lehrberufes mit 
bis zu drei Jahren Lehrzeit im Ausmaß bis zu eineinhalb Jahren, mit über drei 
Jahren Lehrzeit im Ausmaß bis zu zwei Jahren von der Lehrlingsstelle 
anzurechnen, wenn das Erlernte für die Anrechnung dieser Zeit ausreicht. Bei 
der Festlegung des Ausmaßes der Anrechnung ist das Berufsbild des 
Lehrberufes und die Verwertbarkeit des Erlernten für die weitere Ausbildung zu 
berücksichtigen und auf eine zweckentsprechende Eingliederung zum 

§ 28. (3) Einer Person, die das 16. Lebensjahr vollendet hat und 
 a) die eine von einer Verordnung gemäß Abs. 2 nicht oder hinsichtlich des 

Lehrberufes nicht erfaßte Schule besucht hat oder 
 b) auf die wegen des Schulerfolges die Bestimmungen einer solchen 

Verordnung nicht Anwendung finden, 
ist auf Antrag, der in Verbindung mit der Anmeldung des Lehrvertrages oder 

einer Abänderung desselben zu stellen ist, die schulmäßige berufsorientierte 
Ausbildung auf die festgesetzte Lehrzeit anzurechnen. Im Falle der lit. a ist die 
Schulzeit auf die festgesetzte Lehrzeit eines facheinschlägigen Lehrberufes mit bis 
zu drei Jahren Lehrzeit im Ausmaß bis zu eineinhalb Jahren, mit über drei Jahren 
Lehrzeit im Ausmaß bis zu zwei Jahren von der Lehrlingsstelle anzurechnen, wenn 
das Erlernte für die Anrechnung dieser Zeit ausreicht. Bei der Festlegung des 
Ausmaßes der Anrechnung ist das Berufsbild des Lehrberufes und die 
Verwertbarkeit des Erlernten für die weitere Ausbildung zu berücksichtigen und 
auf eine zweckentsprechende Eingliederung zum Berufsschulbesuch Bedacht zu 
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Berufsschulbesuch Bedacht zu nehmen. Es darf gemäß lit. b keine Anrechnung 
vorgenommen werden, die über die in einer Verordnung gemäß Abs. 2 
festgelegte Anrechnung hinausgeht. Es darf auch keine Anrechnung für Klassen 
vorgenommen werden, die nicht mindestens der zehnten Schulstufe entsprechen. 
Weiters darf die Anrechnung nur erfolgen, wenn in einem binnen vier Wochen 
zu erstattenden Gutachten des Landes-Berufsausbildungsbeirates die sachliche 
Rechtfertigung und das Ausmaß der Anrechnung festgestellt wird.

nehmen. Es darf gemäß lit. b keine Anrechnung vorgenommen werden, die über die 
in einer Verordnung gemäß Abs. 2 festgelegte Anrechnung hinausgeht. Es darf 
auch keine Anrechnung für Klassen vorgenommen werden, die nicht mindestens 
der zehnten Schulstufe entsprechen. Weiters hat die Lehrlingsstelle vor Erlassung 
des Bescheides eine binnen vier Wochen abzugebende Stellungnahme des 
Landesberufsausbildungsbeirates einzuholen. 

§ 29. (2) Die Lehrlingsstelle hat die Zeit, in der Personen in einer der im 
Abs. 1 angeführten Anstalten mit Verrichtungen beschäftigt werden, die den 
Gegenstand eines Lehrberufes ausmachen, auf die Lehrzeit in diesem Lehrberuf 
anzurechnen, wenn die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen gegeben sind. 
Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens hat die Lehrlingsstelle ein Gutachten des 
Leiters der Anstalt einzuholen und bei der Entscheidung über das Ausmaß der 
Anrechnung auf den Ausbildungsstand des Zöglings und seine Führung in der 
Anstalt Bedacht zu nehmen. 

§ 29. (2) Die Lehrlingsstelle hat die Zeit, in der Personen in einer der im 
Abs. 1 angeführten Anstalten mit Verrichtungen beschäftigt werden, die den 
Gegenstand eines Lehrberufes ausmachen, auf die Lehrzeit in diesem Lehrberuf 
anzurechnen, wenn die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen gegeben sind. Im 
Rahmen des Ermittlungsverfahrens hat die Lehrlingsstelle eine Stellungnahme des 
Leiters der Anstalt einzuholen und bei der Entscheidung über das Ausmaß der 
Anrechnung auf den Ausbildungsstand des Zöglings und seine Führung in der 
Anstalt Bedacht zu nehmen.

(4) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat eine im 
Ausland erfolgreich abgelegte Prüfung oder erfolgreich absolvierte Ausbildung, 
die sich weitgehend auf die Aufgabenbereiche gemäß § 29a Abs. 2 bezieht und 
daher im wesentlichen gleichwertig ist, der Ausbilderprüfung oder einem 
Ausbilderkurs gleichzuhalten, wenn der Antragsteller die Kenntnis der 
einschlägigen österreichischen Rechtsvorschriften glaubhaft macht. 

(4) Die nach dem Arbeitsort oder dem Wohnort örtlich zuständige 
Lehrlingsstelle hat eine im Ausland erfolgreich abgelegte Prüfung oder erfolgreich 
absolvierte Ausbildung, die sich weitgehend auf die Aufgabenbereiche gemäß 
§ 29a Abs. 2 bezieht und daher im wesentlichen gleichwertig ist, der 
Ausbilderprüfung oder einem Ausbilderkurs gleichzuhalten, wenn der Antragsteller 
die Kenntnis der einschlägigen österreichischen Rechtsvorschriften glaubhaft 
macht. Hat der Antragsteller im Inland weder einen Arbeitsort noch einen Wohnort, 
ist die Lehrlingsstelle der Wirtschaftskammer für das Bundesland Wien zuständig. 
Die Lehrlingsstelle hat vor Erlassung des Bescheides eine binnen vier Wochen 
abzugebende Stellungnahme des Landes-Berufsausbildungsbeirates einzuholen. 

§ 30b. (1) Hat das Arbeitsmarktservice entsprechend den Richtlinien des 
Verwaltungsrates für die überbetriebliche Lehrausbildung, die den 
Bestimmungen des § 30 vergleichbare Qualitätsstandards enthalten, eine 
Ausbildungseinrichtung mit der überbetrieblichen Lehrausbildung beauftragt, so 
ist für den Zeitraum der Beauftragung keine Bewilligung des Bundesministers 
für Wirtschaft und Arbeit gemäß § 30 Abs. 1 erforderlich. 

(2) Abs. 1 gilt auch, wenn im Auftrag des Arbeitsmarktservice einzelne 
Personen zusätzlich auf einem Ausbildungsplatz in einer 
Ausbildungseinrichtung in einem bestimmten Lehrberuf ausgebildet werden und 
dadurch die Anzahl der für diesen Lehrberuf gemäß § 30 bewilligten oder 
ursprünglich vertraglich vereinbarten Ausbildungsplätze überschritten wird.

§ 30b. (1) Hat das Arbeitsmarktservice entsprechend den Richtlinien des 
Verwaltungsrates für die überbetriebliche Lehrausbildung, die den Bestimmungen 
des § 30 oder des § 8c vergleichbare Qualitätsstandards enthalten, eine 
Ausbildungseinrichtung mit der überbetrieblichen Lehrausbildung beauftragt, so ist 
für den Zeitraum der Beauftragung keine Bewilligung des Bundesministers für 
Wirtschaft, Familie und Jugend gemäß § 30 Abs. 1 bzw. § 8c Abs. 1 erforderlich. 

(2) Abs. 1 gilt auch, wenn im Auftrag des Arbeitsmarktservice einzelne 
Personen zusätzlich auf einem Ausbildungsplatz in einer Ausbildungseinrichtung in 
einem bestimmten Lehrberuf ausgebildet werden und dadurch die Anzahl der für 
diesen Lehrberuf gemäß § 30 bzw. § 8c bewilligten oder ursprünglich vertraglich 
vereinbarten Ausbildungsplätze überschritten wird.
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 § 30c - Vertrauensrat 
§ 30c. (1) Personen, die in einer Ausbildungseinrichtung gemäß § 8c, § 30 

oder gemäß § 30b ausgebildet werden, haben für jeden Standort einen 
Vertrauensrat zu wählen. Dieser hat die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen 
und kulturellen Interessen der Auszubildenden wahrzunehmen. Er hat den Inhaber 
der Ausbildungseinrichtung auf allfällige Mängel aufmerksam zu machen und 
entsprechende Maßnahmen anzuregen. Weiters kann der Vertrauensrat Vorschläge 
zu allen die Ausbildung betreffenden Fragen machen und ist in die Planung der 
Ausbildung einzubeziehen. Der Inhaber der Ausbildungseinrichtung hat dem 
Vertrauensrat für seine Aufgaben die erforderliche Zeit zu gewähren und die 
notwendigen Mittel und Sacherfordernisse unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 
Er ist verpflichtet, mit dem Vertrauensrat vierteljährlich, auf dessen Verlangen auch 
monatlich, gemeinsame Beratungen über laufende Angelegenheiten der Ausbildung 
zu führen, ihn über alle wichtigen Angelegenheiten zu informieren und ihm die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Mitglieder des 
Vertrauensrates dürfen in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht beschränkt und nicht 
benachteiligt werden. Werden den Mitgliedern des Vertrauensrates persönliche 
Verhältnisse oder Angelegenheiten der von ihnen vertretenen  Jugendlichen 
bekannt, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen 
Behandlung bedürfen, so haben sie hierüber Verschwiegenheit zu bewahren. Der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann mittels Verordnung 
weitere Regelungen für die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Vertrauensrates 
festzulegen. 

(2) Der Vertrauensrat besteht für jeden Standort der Ausbildungseinrichtung 
mit bis zu dreißig Auszubildenden aus einem Mitglied, das aus dem Kreis der 
Auszubildenden kommen muss. Bei 31 bis 50 Auszubildenden an einem Standort 
besteht der Vertrauensrat aus zwei Mitgliedern, bei 51 bis 100 Auszubildenden an 
einem Standort aus drei Mitgliedern. Für je weitere bis zu 100 Auszubildende an 
einem Standort erhöht sich die Zahl der Mitglieder um je ein weiteres Mitglied. Die 
Tätigkeitsdauer der Mitglieder des Vertrauensrates beginnt mit dem Zeitpunkt ihrer 
Wahl und endet mit dem Zeitpunkt der Wahl einer Nachfolgerin oder eines 
Nachfolgers oder des Ausscheidens aus der Ausbildungseinrichtung sowie bei 
Rücktritt von der Funktion. Im Fall des Ausscheides oder bei Rücktritt von der 
Funktion übernimmt die auf Grund des Wahlergebnisses nächstgereihte Person die 
Funktion. 

(3) Die Wahl der Mitglieder des Vertrauensrates erfolgt jährlich in freier, 
gleicher und geheimer Wahl durch alle am Standort der  Ausbildungseinrichtung 
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zum Zeitpunkt der Wahl in einem Ausbildungsverhältnis befindlichen Personen im 
vierten Quartal jeden Jahres in einer Versammlung der Auszubildenden. Der 
Inhaber der Ausbildungseinrichtung ist verpflichtet, die für die Durchführung der 
Wahl erforderliche Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend hat mittels Verordnung die Bestimmungen zur 
Einberufung der Wahl, zur Erstellung der Wahllisten, zur Leitung der Wahl, zu den 
erforderlichen Quoren für die Wahl sowie zum Wahlvorgang festzulegen 
(Wahlordnung). Die Wahl kann binnen eines Monats beim Gericht durch jeden 
Wahlberechtigten angefochten werden, wenn wesentliche Bestimmungen des 
Wahlverfahrens oder leitende Grundsätze des Wahlrechts, insbesondere des freien, 
gleichen und geheimen Wahlrechts, verletzt werden und dadurch das Wahlergebnis 
beeinflusst werden konnte.
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§ 31 - Bundes-Berufsausbildungsbeirat 
§ 31. (2) Dem Beirat obliegt 

 a) die Erstattung von Gutachten, in welchen die Notwendigkeit der 
Erlassung oder Abänderung von Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes unter gleichzeitiger Bekanntgabe und Begründung 
von diesbezüglichen Vorschlägen aufgezeigt wird, 

 b) die Erstattung von Gutachten und Vorschlägen zu Fragen der durch 
dieses Bundesgesetz geregelten Berufsausbildung an den 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, 

 c) die Erstattung von Gutachten und Vorschlägen zu Fragen der durch 
dieses Bundesgesetz geregelten Berufsausbildung an die 
Bundesschulbehörden und 

 d) die Erstattung von Gutachten im Verfahren über die Gleichhaltung 
von im Ausland abgelegten Lehrabschlußprüfungen, von in und 
ausländischen Prüfungen oder Ausbildungen, die sich auf die 
Aufgabenbereiche gemäß § 29a Abs. 2 beziehen und über die 
Erteilung und Entziehung einer Bewilligung zur Ausbildung von 
Personen in Ausbildungseinrichtungen gemäß § 30. 

 Bei der Erstattung von Gutachten hat der Beirat auf die Ergebnisse der 
Berufsbildungsforschung entsprechend Bedacht zu nehmen. 

(3) Wenn der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie die 
Erlassung oder Abänderung einer der im Abs. 2 lit. a angeführten Verordnungen 
beabsichtigt, hat er unter Setzung einer angemessenen, mindestens 
zweimonatigen Frist ein Gutachten des Beirates einzuholen und auf ein 
fristgerecht erstattetes Gutachten bei Erlassung der entsprechenden Verordnung 
Bedacht zu nehmen. 

(4a) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat, falls er 
entgegen einem Gutachten gemäß Abs. 2 lit. a oder b vorzugehen beabsichtigt 
oder entgegen einem Gutachten gemäß Abs. 2 lit. d entscheidet, dem Bundes-
Berufsausbildungsbeirat die hiefür maßgebenden Gründe bekanntzugeben.

§ 31 - Bundes-Berufsausbildungsbeirat 
§ 31. (2) Der Beirat hat folgende Aufgaben: 

 1. die Erstattung von begründeten Vorschlägen zur Erlassung oder 
Abänderung von Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes an den 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend, 

 2. die Erstattung von begründeten Vorschlägen zu Fragen der durch dieses 
Bundesgesetz geregelten Berufsausbildung an den Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend, 

 3. die Erstattung von Vorschlägen zu Fragen der durch dieses Bundesgesetz 
geregelten Berufsausbildung an die Bundesschulbehörden und 

 4. die Abgabe von Stellungnahmen in Verfahren über die Gleichhaltung von 
ausländischen Prüfungszeugnissen gemäß § 27a und von in- und 
ausländischen Prüfungen und Ausbildungen mit der Ausbilderprüfung 
bzw. dem Ausbilderkurs gemäß § 29h Abs. 2 und 4 sowie zur Erteilung 
und Entziehung einer Bewilligung zur Ausbildung von Personen in 
Ausbildungseinrichtungen gemäß § 30. 

Bei der Erstattung von Vorschlägen und der Abgabe von Stellungnahmen hat 
der Beirat auf die Ergebnisse der Berufsbildungsforschung Bedacht zu nehmen. 

(3) Wenn der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend die 
Erlassung oder Abänderung einer der im Abs. 2 Z 1 angeführten Verordnungen 
beabsichtigt, hat er unter Setzung einer angemessenen, mindestens zweimonatigen 
Frist eine Stellungnahme des Beirates einzuholen und auf eine fristgerechte 
erstattete Stellungnahme bei Erlassung der entsprechenden Verordnung Bedacht zu 
nehmen. 

entfällt 

§ 31a. (2) Dem Beirat obliegt 
 1. Die Erstattung von Gutachten, Vorschlägen und Anregungen 
 a) über die Vorgangsweise bei der Durchführung der den 

Lehrlingsstellen übertragenen Aufgaben, 
 b) zur Durchführung der Lehrabschlußprüfungen, allfälliger 

§ 31a. (2) Dem Beirat obliegt 
 1. Die Erstattung von Stellungnahmen, Vorschlägen und Anregungen 
 a) über die Vorgangsweise bei der Durchführung der den Lehrlingsstellen 

übertragenen Aufgaben, 
b) zur Durchführung der Lehrabschlußprüfungen, allfälliger Teilprüfungen 
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Teilprüfungen und der Ausbilderprüfungen sowie Ausbilderkurse,
 c) im Zusammenhang mit den unterstützenden Maßnahmen der 

Lehrlingsstelle gemäß § 22 Abs. 9, 
 d) zu Ausbildungsmaßnahmen im Rahmen eines 

Ausbildungsverbundes, insbesondere zu dessen Förderung auf 
Landesebene, 

 e) über finanzielle Förderungsmaßnahmen in 
Ausbildungsangelegenheiten, 

 f) über die Durchführung von Ausbildungsversuchen im Bundesland; 
 2. die Übermittlung von Anträgen und die Erstattung von Gutachten an 

den Bundes-Berufsausbildungsbeirat in Angelegenheiten, für die dieser 
Beirat zuständig ist, insbesondere in Verfahren gemäß § 30 und in 
Fragen der Durchführung eines Ausbildungsversuches; 

 3. die Erstattung eines Vorschlages für die Bestellung der Vorsitzenden 
der Prüfungskommissionen für die Lehrabschlußprüfung und für die 
Ausbilderprüfung; 

 4. die Erstattung von Vorschlägen und Anregungen an die 
Landesschulbehörden in Berufsausbildungsangelegenheiten; 

 5. die Erstattung von Gutachten gemäß § 8 Abs. 13 und 14, § 13 Abs. 1a, 
§ 13 Abs. 2 lit. e und j, § 13 Abs. 5 und § 28 Abs. 3, die Einholung von 
Auskünften gemäß § 8a Abs. 5 sowie in begründeten Fällen die 
Einholung von Auskünften über den Stand des Eintragungsverfahrens 
gemäß § 20 Abs. 2 betreffend bestimmte Lehrverträge und die 
Erstattung von Vorschlägen zur Erledigung; 

 6. die Erstattung von Gutachten, Vorschlägen und Anregungen in 
sonstigen Berufsausbildungsangelegenheiten im Bundesland; 

 7. die Erstattung von Vorschlägen und Anregungen im Zusammenhang 
mit Beschwerden bezüglich der dem Lehrberechtigten im § 9 Abs. 8 
auferlegten Pflichten; 

 8. die Erstattung von Gutachten an die Lehrlingsstelle über die Erteilung 
und Entziehung einer Berechtigung, Ausbilderkurse zu führen; 

 9. Anregung und Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer sowie den Vertretern der Lehrbetriebe, der zuständigen 
Schulbehörde, des Bundeslandes, der Lehrlingsstellen der 
Wirtschaftskammer und des Arbeitsmarktservice für die Förderung der 

und der Ausbilderprüfungen sowie Ausbilderkurse,
 c) im Zusammenhang mit den unterstützenden Maßnahmen der 

Lehrlingsstelle gemäß § 22 Abs. 9, 
 d) zu Ausbildungsmaßnahmen im Rahmen eines Ausbildungsverbundes, 

insbesondere zu dessen Förderung auf Landesebene, 
 e) über finanzielle Förderungsmaßnahmen in Ausbildungsangelegenheiten, 
 f) über die Durchführung von Ausbildungsversuchen im Bundesland; 
 2. die Übermittlung von Anträgen und die Erstattung von Stellungnahmen an 

den Bundes-Berufsausbildungsbeirat in Angelegenheiten, für die dieser 
Beirat zuständig ist, insbesondere in Verfahren gemäß § 30 und in Fragen 
der Durchführung eines Ausbildungsversuches; 

 3. die Erstattung eines Vorschlages für die Bestellung der Vorsitzenden der 
Prüfungskommissionen für die Lehrabschlußprüfung und für die 
Ausbilderprüfung; 

 4. die Erstattung von Vorschlägen und Anregungen an die 
Landesschulbehörden in Berufsausbildungsangelegenheiten; 

 5. die Erstattung von Gutachten gemäß § 8 Abs. 13 und 14, § 13 Abs. 1a, 
§ 13 Abs. 2 lit. e und j, § 13 Abs. 5 und § 28 Abs. 3, die Einholung von 
Auskünften gemäß § 8a Abs. 5 sowie in begründeten Fällen die Einholung 
von Auskünften über den Stand des Eintragungsverfahrens gemäß § 20 
Abs. 2 betreffend bestimmte Lehrverträge und die Erstattung von 
Vorschlägen zur Erledigung; 

 6. die Erstattung von Gutachten, Vorschlägen und Anregungen in sonstigen 
Berufsausbildungsangelegenheiten im Bundesland; 

 7. die Erstattung von Vorschlägen und Anregungen im Zusammenhang mit 
Beschwerden bezüglich der dem Lehrberechtigten im § 9 Abs. 8 
auferlegten Pflichten; 

 8. die Erstattung von Stellungnahmen an die Lehrlingsstelle über die 
Erteilung und Entziehung einer Berechtigung, Ausbilderkurse zu führen; 

 9. Anregung und Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer sowie den Vertretern der Lehrbetriebe, der zuständigen 
Schulbehörde, des Bundeslandes, der Lehrlingsstellen der 
Wirtschaftskammer und des Arbeitsmarktservice für die Förderung der 
betrieblichen Ausbildung und für die Einrichtung von 
Ausbildungsverbundmaßnahmen (§ 2a) im Sinne des § 19a;
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betrieblichen Ausbildung und für die Einrichtung von 
Ausbildungsverbundmaßnahmen (§ 2a) im Sinne des § 19a; 

 10. das Stellen von Anträgen, mit denen die Verleihung einer öffentlichen 
Auszeichnung an Ausbildungsbetriebe mit außergewöhnlichen 
Leistungen in der Ausbildung von Lehrlingen und im Lehrlingswesen 
empfohlen wird. 

(3) Bei Einholung eines Gutachtens oder Vorschlages ist dem Beirat, soweit 
in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, eine angemessene, 
mindestens zweimonatige Frist zu setzen und auf fristgerecht erstattete 
Gutachten und Vorschläge des Beirates bei der Entscheidung Bedacht zu 
nehmen. 

(7) Für das Zustandekommen von Beschlüssen des Landes-
Berufsausbildungsbeirates ist Stimmeneinhelligkeit erforderlich; kommt keine 
Stimmeneinhelligkeit zustande, so hat der Vorsitzende dies der für die in 
Beratung stehende Angelegenheit zuständigen Stelle mitzuteilen, die 
übereinstimmende Ansicht von mindestens zwei bei der Beschlußfassung 
anwesenden Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) aber nur dann als deren 
Stellungnahme anzuschließen, wenn der Beirat um ein Gutachten ersucht 
worden ist oder wenn die Mitglieder (Ersatzmitglieder) die Weiterleitung ihrer 
Stellungnahme verlangen. 

 10. das Stellen von Anträgen, mit denen die Verleihung einer öffentlichen 
Auszeichnung an Ausbildungsbetriebe mit außergewöhnlichen Leistungen 
in der Ausbildung von Lehrlingen und im Lehrlingswesen empfohlen wird. 

(3) Bei Einholung einer Stellungnahme oder Vorschlages ist dem Beirat, 
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, eine angemessene, 
mindestens zweimonatige Frist zu setzen und auf fristgerecht erstattete 
Stellungnahmen und Vorschläge des Beirates bei der Entscheidung Bedacht zu 
nehmen. 

(7) Für das Zustandekommen von Beschlüssen des Landes-
Berufsausbildungsbeirates ist Stimmeneinhelligkeit erforderlich; kommt keine 
Stimmeneinhelligkeit zustande, so hat der Vorsitzende dies der für die in Beratung 
stehende Angelegenheit zuständigen Stelle mitzuteilen, die übereinstimmende 
Ansicht von mindestens zwei bei der Beschlußfassung anwesenden Mitgliedern 
(Ersatzmitgliedern) aber nur dann als deren Stellungnahme anzuschließen, wenn 
der Beirat um eine Stellungnahme ersucht worden ist oder wenn die Mitglieder 
(Ersatzmitglieder) die Weiterleitung ihrer Stellungnahme verlangen. 

§ 34. (5) § 16 des Bäckereiarbeitergesetzes, BGBl. Nr. 69/1955, in der 
Fassung des Art. I Z 2 des Bundesgesetzes vom 1. Juni 1960, BGBl. Nr. 116, 
verliert zu dem Zeitpunkt seine Wirksamkeit, in dem die betreffende 
Angelegenheit vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung durch 
Verordnung gemäß § 8 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes geregelt worden ist. 

(6) … 
(7) … 

entfällt 
(5) … 
(6) … 
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